Nationalsozialismus 


Schrift vernichtet Freiheit 





Schon immer ist den Herrschenden die Schrift als Machtfaktor bekannt. Sie wird zur Begründung und zum Erhalt der Macht eingesetzt. Gleichzeitig fürchten die Machthaber aber auch immer die Kritik durch dieses Medium. 





Die Nationalsozialisten sahen ihre Ideologie durch das Medium Schrift gefährdet. Bezeichnend für ihre Reaktion waren die Bücherverbrennungen im Mai 1933, die einen ersten Höhepunkt der totalen Zensur des Mediums Schrift unter dem Regime der Nationalsozialisten bildeten. Man ging sogar mit Todesurteilen gegen Widerstandskämpfer vor, die mit Flugblättern und 'Wandschmierereien' auf die vernichtende Ideologie aufmerksam gemacht hatten.





Im 20. Jahrhundert entwickelten die Nationalsozialisten mit modernen Methoden von Propaganda, Bürokratie und Kommunikation einen bis dahin in der Menschheitsgeschichte nicht vorstellbaren Vernichtungsapparat. Er richtete sich gegen das Leben von Menschen und gegen die Freiheit ihrer Meinungsäußerung. Schriftliche Zeugnisse dieses Vernichtungswillens existierten schon weit vor den Bücherverbrennungen im Mai 1933. Sie endeten mit den ordnungsgemäß ausgefüllten Listen der letzten Todesmärsche bei der 'Räumung' von Konzentrationslagern im Frühjahr 1945. 





Den Wert der Schrift als Instrument für die Verbreitung ihrer Ideologie und Wahrung ihrer Machtposition hatten die Nationalsozialisten jedoch eher gering eingeschätzt. Vielmehr setzte Adolf Hitler auf das Medium der Rede, die er für wirkungsvoller als die Schrift erachtete, die Massen zu beeinflussen. 


Die Ausrichtung aller Medien zur ideologischen Beeinflussung des Volks übernahm der gelernte Journalist Joseph Goebbels. Die Nationalsozialisten setzten auf die Langzeitwirkung von Schrift. Die Beeinflussung begann im Kleinkindalter mit Kinderbüchern wie "Trau keinem Fuchs auf grüner Heid und keinem Jud bei seinem Eid" (1936) sowie in der Schule und setzte sich im Alltag mit den Plakaten und Wandzeitungen fort.











1914 - 1918


Erster Weltkrieg und Ende des Deutschen Kaiserreiches. 





1919 


Eröffnung der Nationalversammlung in Weimar, die Friedrich Ebert zum Reichspräsidenten wählt und eine demokratische Verfassung erarbeitet. In ihr sind sowohl die Meinungs- und Pressefreiheit als auch ein Zensurverbot verankert. 








1923 (29. Oktober)


Nach den USA (1920) und Großbritannien (1922) wird in Berlin die erste Rundfunksendung aus dem Berliner Voxhaus übertragen. 








1933


Machtübernahme durch Adolf Hitler und die NSDAP. Durch die Verordnungen des Reichspräsidenten von Hindenburg "zum Schutz des deutschen Volkes" (4. Februar) und "zum Schutz von Volk und Staat" (28. Februar) werden die verfassungsmäßigen Grundrechte aufgehoben. Das Reichsministerium für Volksaufklärung und Propaganda wird am 13. März unter der Führung Joseph Goebbels eingerichtet und übernimmt die Gleichschaltungsmaßnahmen. 





1933 (14. Juli)


Mit dem Gesetz zur "Verhütung erbkranken Nachwuchses" wird die Politik der 'Ausmerzung lebensunwerten Lebens' eingeleitet. 





1935 (22. März)


In Deutschland wird zum ersten Mal ein Fernsehprogramm ausgestrahlt. Großbritannien und die USA folgen 1936 bzw. 1941.





1935 (15. September)


Mit den Nürnberger Gesetzen wird die antisemitische Rassenideologie aus Adolf Hitlers 


Mein Kampf systematisch umgesetzt und eine beispiellose Massenvernichtung von Juden in Deutschland endgültig eingeleitet. In der sogenannten Reichskristallnacht (9.11.1938) finden in ganz Deutschland Pogrome gegen Juden und jüdische Einrichtungen statt. 





1939 - 1945


Zweiter Weltkrieg mit der Kapitulation Deutschlands.





1941


Der deutsche Ingenieur Konrad Zuse entwickelt mit dem Z 3 den Vorläufer des Computers. 





1941 


Verbot der Sütterlinschrift und der Fraktur-Druckbuchstaben. Einführung der Antiqua als Normalschrift. Hintergrund hierfür war die politischen und militärischen Erfolge der Nationalsozialisten im Jahr 1940. Man benötigte eine Schrift, die auch in den besetzten Gebieten gelesen werden konnte. 





1949 


In Deutschland wird am 23. Mai das Grundgesetz verkündet.


